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BUNDESARBEITSGERICHT m
1 AZR 421/01 
5 Sa 66/01
Landesarbeitsgericht
Schleswig-Holstein

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
6. August 2002

URTEIL
Klapp, Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen

Kläger, Berufungskläger und Revisionskläger,

pp.

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte,

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der Beratung vom 6. August 

2002 durch den Präsidenten des Bundesarbeitsgerichts Prof. Dr. Wißmann, die Richte­

rin am Bundesarbeitsgericht Schmidt, den Richter am Bundesarbeitsgericht Kreft sowie 

den ehrenamtlichen Richter Rath und die ehrenamtliche Richterin Büßenschütt für 

Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landesarbeits­
gerichts Schleswig-Holstein vom 11. Mai 2001 - 5 Sa 66/01 - 
wird auf Kosten des Klägers zurückgewiesen.
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Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten über einen Anspruch auf Zahlung von Nachteilsausgleich 

gemäß § 113 Abs. 3 BetrVG.

Der 1962 geborene Kläger war seit Mai 1996 bei der Beklagten in L beschäf­

tigt. Als Projektingenieur erhielt er zuletzt ein monatliches Einkommen von 3.195,57 €  

(6.250,00 DM) brutto zuzüglich eines 13. Gehalts und einer Sonderzahlung.

Am 23. Juni 1999 beschloß die Gesellschafterversammlung der Beklagten, 

den Standort L zum 30. November 1999 zu schließen. Zugleich wurde die Geschäfts­

führung beauftragt, die erforderlichen Besprechungen mit dem Betriebsrat sowie alle 

übrigen Maßnahmen zur Umsetzung des Beschlusses durchzuführen. Von der ge­

planten Betriebsstillegung wurde der Betriebsrat am 29. Juni 1999 unterrichtet, im An­

schluß daran nahmen die Betriebsparteien Verhandlungen über einen Interessenaus­

gleich und einen Soziaiplan auf. Nach mehr als zehn, teilweise ganztägigen Interes­

senausgleichsverhandlungen unter Beteiligung eines externen Untemehmensberaters 

konnten sich die Betriebsparteien nicht auf einen Termin zur Durchführung des Eini­

gungsstellenverfahrens einigen. Daraufhin erklärte die Beklagte die Verhandlungen 

über den Interessenausgleich für gescheitert. Sie kündigte am 30. September 1999 die 

Arbeitsverhältnisse aller Arbeitnehmer betriebsbedingt, darunter auch das des Klägers 

zum 31. Dezember 1999. Der Betrieb wurde im Oktober 1999 stillgelegt.

Am 7. Oktober 1999 einigten sich die Parteien auf eine Beendigung des Ar­

beitsverhältnisses zum 30. Juni 2000. Nach dieser Vereinbarung sollte der Kläger ab 

dem 1. Oktober 1999 für das dänische Schwesterunternehmen tätig sein und ab dem 

1. April 2000 von der Arbeit freigestellt werden. Darüber hinaus wurden dem Kläger 

eine Sonderzahlung in Höhe von 4.409,89 €  (8.625,00 DM) sowie ein Sonderbonus 

von 479,59 €  (938,00 DM) monatlich für seinen Einsatz in Dänemark zugesagt. Außer­

dem sollte der Kläger unter den Lübecker Sozialplan fallen. Aus diesem Sozialplan 

erhielt er eine Abfindung in Höhe von 8.847,91 €  (17.305,00 DM) ausbezahlt.

Mit seiner Klage begehrt der Kläger zusätzlich die Zahlung von Nachteilsaus­

gleich. Er ist der Auffassung, der Betriebsrat sei bei den Verhandlungen über den In-
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teressenausgleich nicht ausreichend beteiligt worden. Die Beklagte habe keine ernst­

haften Interessenausgleichsverhandlungen geführt; die Betriebsstillegung habe bereits 

auf Grund des Beschlusses der Gesellschafterversammlung festgestanden. Im übrigen 

habe die Beklagte die Verhandlungen ohne Anrufung der Einigungsstelle abgebrochen. 

Auf Grund dieses betriebsverfassungswidrigen Verhaltens stehe ihm ein Nachteilsaus­

gleich in Höhe von mindestens 18.655,04 €  (36.486,09 DM) brutto zu. Dessen Höhe 

bestimme sich zumindest nach der vom Betriebsrat im Einigungsstellenverfahren vor­

geschlagenen Formel für die Berechnung der Sozialplanabfindung. Der Nachteilsaus­

gleich könne auch nicht mit der Sozialplanabfindung verrechnet werden. Ein Verrech­

nungsverbot folge jedenfalls aus europäischem Recht. Die Beklagte habe ihre Konsul­

tationspflicht nach Art. 2 Abs. 1 der RL 98/49/EG  des Rates zur Angleichung der 

Rechtsvorschriften der Mitgliedsstaaten über Massenentlassungen vom 20. Juli 1998 

(EG-MassenentlassungsRL) verletzt, weil sie von der Durchführung des Einigungs­

stellenverfahrens abgesehen habe. Dieser Verstoß sei nach nationalem Recht wirksam 

zu sanktionieren.

Der Kläger hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger 18.655,04 €
(36.486,09 DM) zuzüglich 4 % Zinsen seit Rechtshängigkeit zu 
zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Die Berufung des Klägers hat 

das Landesarbeitsgericht zurückgewiesen. Mit seiner Revision verfolgt der Kläger sein 

ursprüngliches Klageziel weiter. Die Beklagte beantragt die Zurückweisung der Revisi­

on.

Entscheidunasaründe

Die Revision des Klägers ist unbegründet. Der Kläger kann von der Beklagten 

nicht die Zahlung von 18.655,04 €  (36.486,09 DM) brutto verlangen. Zwar steht dem 

Kläger ein Anspruch auf Nachteilsausgleich zu (I). Den geschuldeten Nachteilsaus­

gleich hat die Beklagte aber mit der bereits gezahlten Abfindung aus einem Sozialplan 

verrechnen können (II). Danach verbleibt zugunsten des Klägers kein Zahlbetrag mehr.
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I. Das Landesarbeitsgericht hat den Anspruch des Klägers auf Zahlung von 

Nachteilsausgleich nach Grund und Höhe zu Recht bejaht.

1. Der Anspruch ergibt sich aus § 113 Abs. 3 BetrVG. Die Beklagte hat eine mit­

bestimmungspflichtige Betriebsänderung iSd. §§111,  112 BetrVG durchgeführt. Sie 

hat den Beschäftigungsbetrieb des Klägers stillgelegt. Der Kläger ist in Folge dieser 

Maßnahme entlassen worden. Der von der Beklagten unternommene Versuch eines 

Interessenausgleichs war unzureichend.

a) Die Betriebsstillegung verbunden mit der Entlassung aller dort beschäftigten 

Arbeitnehmer war eine Betriebsänderung iSv. § 111 Satz 2 Nr. 1 BetrVG. Diese Be­

triebsänderung war nach § 111 Satz 1 BetrVG zwischen den Betriebsparteien mit dem 

Ziel einer Einigung über einen Interessenausgleich zu beraten. Sinn und Zweck dieser 

Beratungen sind, sich nach Möglichkeit auf eine Maßnahme zu verständigen, die für 

die betroffenen Arbeitnehmer keine oder nur geringere Nachteile mit sich bringt als die 

Betriebsänderung in der zunächst vom Arbeitgeber geplanten Form (BAG 17. Septem­

ber 1991 - 1 ABR 23/91 BAGE 68, 277; 20. April 1994 - 10 AZR 186/93 - BAGE 76, 

255). Um dieses Ziel zu erreichen, sieht §111 BetrVG iVm. § 1 1 2  BetrVG ein gestuftes 

Verfahren vor. Es beginnt mit der Information des Betriebsrats über die geplante Be­

triebsänderung und setzt sich fort mit den Beratungen der Betriebsparteien über die 

Einzelheiten und die Durchführung einer Betriebsänderung. Es endet nach § 112 Abs. 

2 Satz 2 BetrVG mit der Anrufung der Einigungsstelle, falls die Betriebsparteien nicht 

selbst eine Einigung über einen Interessenausgleich erzielen können.

b) Ausgelöst werden die betriebsverfassungsrechtlichen Pflichten des Arbeitge­

bers nach den §§111 und 112 BetrVG durch konkrete Planungen über eine Betriebs­

änderung. Im Gegensatz zum Sozialplan, der nach der Rechtsprechung des Senats als 

freiwillige Betriebsvereinbarung auch im Vorgriff auf eine noch nicht feststehende Be­

triebsänderung vereinbart werden kann, setzen Verhandlungen über einen Interessen­

ausgleich eine hinreichend bestimmte, in Einzelheiten bereits absehbare Maßnahme 

voraus, deren Durchführung der Arbeitgeber konkret anstrebt. Der Betriebsrat soll nach 

§ 111 Satz 1 BetrVG die Gestaltung der im Einzelfall geplanten Betriebsänderung ge­

zielt beeinflussen können. Dazu müssen ihre Art und ihr Umfang bekannt sein (vgl. 

BAG 19. Januar 1999 - 1 ABR 342/98 - AP BetrVG 1972 § 113 Nr. 37  = EzA BetrVG 

1972 § 113 Nr. 28).
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c) Der Versuch eines Interessenausgleichs war nicht deshalb unzureichend, weil 

die Gesellschafterversammlung der Beklagten am 23. Juni 1999 die Stillegung des 

Betriebs zum 30. November 1999 beschlossen hatte. Dieser Beschluß hat - als Teil 

des Meinungsbildungsprozesses auf Arbeitgeberseite - lediglich Art und Inhalt der ge­

planten Betriebsänderung bestimmt und damit den Gegenstand für die zwischen den 

Betriebsparteien zu führenden Verhandlungen vorgegeben. Maßnahmen zur Umset­

zung des Stillegungsbeschlusses sind vor den Verhandlungen mit dem Betriebsrat 

nicht erfolgt. Das Vorbringen des Klägers läßt zudem nicht erkennen, daß die Beklagte 

während dieser Verhandlungen rechtsgeschäftliche Handlungen vorgenommen hätte, 

die das Ob und das W ie der Betriebsänderung vorweggenommen hätten. Die Umset­

zung des Gesellschafterbeschlusses erfolgte mit Wirkung nach außen erst im Septem­

ber 1999 mit der Einleitung des Anhörungsverfahrens zum Ausspruch betriebsbeding­

ter Kündigungen. Bis dahin waren die Geschäftsführer der Beklagten weder faktisch 

noch rechtlich gehindert, die sich aus den Verhandlungen über den Interessenaus­

gleich ergebenden Alternativen an die Gesellschafter weiterzuleiten, um im Interesse 

des Unternehmens eine Abänderung des Stillegungsbeschlusses zu erreichen.

d) An dem ausreichenden Versuch eines Interessenausgleichs hat es aber des­

wegen gefehlt, weil die Beklagte davon abgesehen hat, nach dem Scheitern der Ver­

handlungen mit dem Betriebsrat die Einigungsstelle anzurufen. Dazu wäre sie zur 

Vermeidung eines Anspruchs auf Nachteilsausgleich aber verpflichtet gewesen. Das 

folgt nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts aus dem Schutz­

zweck des § 113 Abs. 3 BetrVG (BAG 18. Dezember 1984 - 1 AZR 176/82 - BAGE 47, 

329; 9. Juli 1985 - 1 AZR 323/83 - BAGE 49, 160). Diese Vorschrift schützt das Inter­

esse der von einer Betriebsänderung betroffenen Arbeitnehmer mittelbar durch die 

Sicherung des Verhandlungsanspruchs des Betriebsrats. Dieser umfaßt nach § 112 

Abs. 2 BetrVG auch die Durchführung eines Einigungsstellenverfahrens. In diesem 

Verfahren erhalten die Betriebsparteien letztmals Gelegenheit, unter Mitwirkung eines 

unparteiischen Vorsitzenden Alternativen zur geplanten Betriebsänderung zu erörtern 

oder Modifikationen zu prüfen, die für die betroffenen Arbeitnehmer weniger nachteilige 

Folgen haben. Zwar kann die Betriebsänderung letztlich ohne Einigung der Betriebs­

parteien nach den Vorstellungen des Arbeitgebers durchgeführt werden. Anders als in 

den Angelegenheiten der zwingenden Mitbestimmung ist ein Spruch der Einigungs­

stelle, durch den eine Regelung auch gegen den Willen des Arbeitgebers getroffen 

werden könnte, hier nicht möglich. Dennoch ist das Einigungsstellenverfahren zum 

Schutz der Belange der betroffenen Arbeitnehmer sinnvoll und nicht etwa eine bloße
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Förmelei. Das vom Gesetz vorgesehene Verfahren, das einen angemessenen Aus­

gleich der Interessen der Arbeitnehmer und der des Unternehmers anstrebt, führt nicht 

zu einer unzumutbaren Verlängerung der Verhandlungen, wie die Arbeitgeberin meint. 

Der Arbeitgeber ist für die Einleitung des Einigungsstellenverfahrens nicht auf die Zu­

stimmung des Betriebsräte angewiesen. Nach den Feststellungen des Landesarbeits­

gerichts liegen schließlich auch keine Anhaltspunkte für ein rechtsmißbräuchliches 

Hinauszögern der Verhandlungen durch den Betriebsrat vor.

2. Ohne Erfolg wendet sich die Revision gegen die Festsetzung der Höhe des 

Nachteilsausgleichs. Diese ist revisionsrechtlich nicht zu beanstanden. Das Landesar­

beitsgericht hat den Maßstab des entsprechend anwendbaren § 10 KSchG beachtet. 

Es hat die Höhe des Nachteilsausgleichs nach dem Lebensalter des Klägers, seiner 

Qualifikation und der Arbeitsmarktlage bestimmt und dabei auch das Ausmaß des be­

triebsverfassungswidrigen Verhaltens der Beklagten berücksichtigt. Im übrigen ist die 

Festsetzung des Nachteilsausgleichs nur im eingeschränkten Umfange revisionsrecht­

lich überprüfbar. Die rechtliche Kontrolle ist darauf beschränkt, ob das Berufungsge­

richt alle wesentlichen Umstände berücksichtigt und nicht gegen Rechtsvorschriften 

oder Denkgesetze verstoßen hat (BAG 10. Dezember 1996 - 1AZR 290/96 - AP 

BetrVG 1972 §113 Nr. 32  = EzA BetrVG 1972 § 111 Nr. 34). Einen solchen Verstoß 

zeigt die Revision nicht auf. Die Rüge, das Landesarbeitsgericht habe das Ausmaß des 

betriebsverfassungswidrigen Verhaltens der Beklagten fehlerhaft gewichtet, weil es 

den Gesellschafterbeschluß sowie die Art der zwischen den Betriebsparteien geführten 

Verhandlungen nicht berücksichtigt habe, geht ins Leere. Das Landesarbeitsgericht hat 

eingehend geprüft, ob die Beklagte mit dem Betriebsrat etwa nur Scheinverhandlungen 

geführt hat. Das Ergebnis seiner Prüfung, wonach die Beklagte in Anbetracht der Dau­

er der Verhandlungen und der Hinzuziehung eines Untemehmensberaters den Infor­

mations- und Verhandlungsanspruch des Betriebsrats nicht ignoriert hat, ist nicht zu 

beanstanden. Es bedarf daher keiner Entscheidung, ob der durch § 10 KSchG vorge­

gebene Rahmen voll auszuschöpfen ist, wenn der Arbeitgeber den Verhandlungsan­

spruch des Betriebsrats gänzlich übergeht. Das Landesarbeitsgericht hat auch nicht 

wesentliche Umstände bei der Berechnung des Nachteilsausgleichs außer Acht gelas­

sen. Es hat bei der Berechnung des maßgeblichen Monatsverdienste auch die weite­

ren regelmäßigen geldwerten Zuwendungen berücksichtigt, die der Kläger neben sei­

nem regelmäßigen Monateverdienst erhalten hat. Unerheblich ist, ob für die Berech­

nung des Nachteilsausgleichs eine vierjährige oder eine etwas geringere Betriebszu­

gehörigkeit in Ansatz zu bringen ist. Auch im ersten Fall errechnet sich daraus kein
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Nachteilsausgleich, der die gezahlte Sozialplanabfindung in Höhe von 8.847,91 € 

(17.305,00 DM) übersteigen würde. Entgegen der Auffassung des Klägers bestimmt 

sich die Höhe des Nachteilsausgleichs gern. § 113 Abs. 1 BetrVG nach den Berech­

nungsfaktoren des § 10 KSchG und nicht nach solchen, die Verhandlungsgrundiage 

des Betriebsrats im Einigungsstellenverfahren über einen Sozialplan waren.

II. Auf den Anspruch des Klägers auf Nachteilsausgleich konnte die Beklagte die 

Abfindungszahlung aus dem Sozialplan anrechnen. Danach verbleibt kein zu zahlen­

der Betrag mehr.

1. Eine Zahlung von Nachteilsausgleich ungeachtet der an ihn gezahlten Sozial­

planabfindung kann der Kläger nicht verlangen.

a) Nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts ist der Nachteilsaus­

gleich nach § 113 Abs. 3 BetrVG Sanktion für das betriebsverfassungswidrige Verhal­

ten eines Arbeitgebers, der seiner gesetzlichen Beratungspflicht bei Betriebsänderun­

gen nicht genügt hat. Der Anspruch soll die vorgeschriebene Beteiligung des Betriebs­

rats an einer unternehmerischen Maßnahme sicherstellen (BAG 24. Januar 1996 - 

1 AZR 542/95 - BAGE 82, 79, 87 mwN). Ist diese Beteiligung unzureichend, erhalten 

die betroffenen Arbeitnehmer einen gesetzlichen Anspruch auf den Ausgleich be­

stimmter Nachteile. Dieser Anspruch entsteht unabhängig von einem Verschulden des 

Arbeitgebers oder dem späteren Zustandekommen eines Sozialplans. Er hängt auch 

nicht von der finanziellen Leistungsfähigkeit oder individuellen Leistungsbereitschaft 

des Arbeitgebers ab. Seine Höhe bemißt sich ausschließlich nach den Vorgaben des 

entsprechend anzuwendenden § 10 KSchG.

b) § 113 BetrVG schützt die Beachtung der gesetzlichen Beteiligungsrechte des 

Betriebsrats bei Betriebsänderungen aber nicht ausnahmslos. Die Vorschrift sanktio­

niert ein betriebsverfassungswidriges Verhalten nur in den Fällen, in denen die von der 

unternehmerischen Maßnahme betroffenen Arbeitnehmer ihren Arbeitsplatz verlieren 

oder sonstige wirtschaftliche Nachteile erleiden. Deshalb ist § 113 BetrVG keine buß­

geldähnliche Verpflichtung mit Strafcharakter. Vielmehr sollen die Arbeitnehmer eine 

gewisse Entschädigung dafür erhalten, daß eine im Gesetz vorgesehene Beteiligung 

unterblieben und damit eine Chance nicht genutzt worden ist, einen Interessenaus­

gleich zu finden, der Entlassungen vermeidet oder wirtschaftliche Nachteile abmildert 

(BAG 29. November 1983 - 1 AZR 523/82 - BAGE 44, 260). Dem Ausgleich dieser 

Nachteile dient aber auch die Abfindung aus einem Sozialplan. Nach § 112 Abs. 1 Satz
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2 BetrVG hat der Sozialplan wirtschaftliche Nachteile auszugleichen oder zu mildern, 

die den Arbeitnehmern infolge einer Betriebsänderung entstehen. Der gesetzliche An­

spruch auf Nachteilsausgleich und der Abfindungsanspruch aus einem von den Be­

triebsparteien vereinbarten Sozialplan dienen danach demselben Ausgleichszweck. 

Aus der insoweit bestehenden Zweckidentität folgt nach der ständigen Rechtsprechung 

des Bundesarbeitsgerichts, die im Schrifttum weitgehende Zustimmung erfahren hat, 

die Anrechenbarkeit einer Sozialplanabfindung auf den gesetzlichen Nachteilsaus­

gleich (BAG 13. Juni 1989 - 1 AZR 819/87 - BAGE 62, 88 mwN; Fabricius-GK BetrVG 

6. Auf!. § 113 Rn. 95 ff.; §§ 112, 112 a Rn. 110; Fitting BetrVG 21. Auf!. § 113 Rn. 40 

ff.; Richard! BetrVG 8. Aufi. § 113 Rn. 65, § 1 1 2  Rn. 202 ff.; aA DKK-Däubler BetrVG 

8. Aufi. §§ 112, 112 a Rn. 59 ff.; ErfK-Hanau/Kania 2. Aufi. § 113 BetrVG Rn. 2).

c) Die Verrechenbarkeit beider Forderungen hebt den Sanktionszweck des § 113  

Abs. 3 BetrVG nicht auf. Bei der Festsetzung der Höhe des Nachteilsausgleichs ist das 

Gericht nicht an die Grenzen des § 112 Abs. 5 Satz 2 BetrVG gebunden und hat die 

wirtschaftlichen Verhältnisse des Arbeitgebers außer Acht zu lassen (BAG 12. Dezem­

ber 1996 - 1 AZR 290/96 - aaO). Darüber hinaus entsteht der Anspruch auf Nachteils­

ausgleich kraft Gesetzes und kann nicht durch eine Vereinbarung der Betriebsparteien 

oder der Arbeitsvertragsparteien ausgeschlossen werden. Der Arbeitgeber bleibt dem 

Anspruch selbst dann ausgesetzt, wenn die Betriebsänderung nicht sozial planpflichtig 

ist (BAG 8. November 1988 - 1 AZR 687/87 - BAGE 60, 87). Auch wird der Anspruch 

auf Nachteilsausgieich durch einen späteren Sozialplan nicht beseitigt (BAG 13. Juni 

1989 - 1 AZR 819/87 - BAGE 62, 88). Erreichen die im Sozialplan vereinbarten Abfin­

dungszahlungen nicht die Höhe des Nachteilsausgleichs oder werden bestimmte Ar­

beitnehmer in zulässiger W eise vom persönlichen Geltungsbereich eines Sozialplans 

ausgenommen, begründet § 113 Abs. 3 BetrVG dennoch Zahlungspflichten zugunsten 

dieser Arbeitnehmer.

Damit fehlt es in aller Regel nicht an einem wirtschaftlichen Zwang, zur Ver­

meidung des Nachteilsausgleichs die Beteiligungsrechte des Betriebsrats zu beachten. 

Eingeschränkt wird der Sanktionscharakter allenfalls bei besonders hoch dotierten So­

zialplänen, deren Abfindungen die Höhe des gesetzlichen Nachteilsausgleichs errei­

chen oder sogar übersteigen. In diesen Fällen ist aber der Entschädigungsfunktion des 

Nachteilsausgleichs auch ausreichend Rechnung getragen und die Grenze der Sankti­

on erreicht oder gar überschritten, die das Gesetz zur Beachtung des Mitwirkungs­

rechts für angemessen hält. Im übrigen ist es den Betriebsparteien unbenommen, im
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Sozialplan ein entsprechendes Verrechnungsverbot zu vereinbaren. Fehlt es daran, 

kann die Sozialplanabfindung auf den Nachteilsausgleich angerechnet werden.

2. Ob die EG-MassenentlassungsRL, wie der Kläger meint, als wirksame Sankti­

on für eine Verletzung der dort geregelten Konsultationspflicht bei Massenentlassun­

gen den Ausschluß der Anrechenbarkeit einer Sozialplanabfindung auf den gesetzli­

chen Nachteilsausgleich fordert, bedarf keiner Entscheidung. Die Frage, ob die vorste­

hend (I11) ermittelte Auslegung des § 113 BetrVG nach den Grundsätzen der gemein­

schaftskonformen Auslegung zu korrigieren ist, stellt sich für den vorliegenden Fall 

nicht. Die Beklagte hat im Zusammenhang mit der von ihr geplanten Betriebsschlie­

ßung und der damit einhergehenden Massenentlassung ihrer Verhandlungspflicht in 

dem von der Richtlinie geforderten Umfang genügt. Das konnte der Senat auch ohne 

Anrufung des EuGH feststellen.

a) Nach Art. 2 Abs. 1 der EG-MassenentlassungsRL hat ein Arbeitgeber, der wie 

vorliegend beabsichtigt, eine Massenentlassung iSd. Art. 1 Abs. 1 der Richtlinie durch­

zuführen, die Arbeitnehmervertreter rechtzeitig zu konsultieren, um zu einer Einigung 

zu gelangen. Diese Verhandlungen haben sich nach Art. 2 Abs. 2 EG- 

MassenentlassungsRL mindestens darauf zu erstrecken, Massenentlassungen zu 

vermeiden oder zu beschränken sowie ihre Folgen durch soziale Begleitmaßnahmen 

zu mildern. Dem entspricht im deutschen Recht die in § 111 Satz 1 BetrVG geregelte 

Pflicht des Arbeitgebers, in Fällen der vorliegenden Art den Betriebsrat rechtzeitig über 

die geplante Betriebsstillegung zu informieren und sich mit ihm mit dem Ziel einer Eini­

gung über die geplante Betriebsänderung zu beraten. Die Beklagte hat diese Konsulta­

tionspflicht, soweit sie von der Richtlinie vorgegeben ist, erfüllt. Nach den Feststellun­

gen des Landesarbeitsgerichts hat sie wenige Tage nach dem Beschluß der Gesell­

schafterversammlung den Betriebsrat von sich aus über die geplante Betriebsstillegung 

und deren Zeitpunkt unterrichtet. Diese Information erfolgte fünf Monate vor der ge­

planten Betriebsschließung. Sie war rechtzeitig. Der Betriebsrat war auf Grund der ihm 

zugänglichen Informationen auch in der Lage, auf das Ob und das W ie der geplanten 

Betriebsänderung Einfluß zu nehmen. Das Vorbringen des Klägers läßt nicht erkennen, 

daß die dem Betriebsrat zur Verfügung gestellten Unterlagen und Informationen, die 

ihm eine Bewertung der geplanten Betriebsänderung und das Aufzeigen von Alternati­

ven ermöglichen sollten, unzureichend gewesen wären. Die Betriebsparteien haben die 

Einzelheiten der geplanten Betriebsänderung nach den Feststellungen des Landesar-
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beitsgerichts auch eingehend miteinander verhandelt und dazu im gegenseitigen Ein­

vernehmen einen externen Unternehmensberater hinzugezogen.

b) Art. 2 Abs. 2 EG-MassenentlassungsRL verlangt für die Erfüllung der Konsul­

tationspflicht nicht auch noch, wie dies in § 112 Abs. 2 BetrVG vorgesehen ist, die Ein­

schaltung eines unparteiischen Dritten nach dem Scheitern der Verhandlung der Be­

triebsparteien. Vielmehr findet die von der Richtlinie vorgeschriebene Konsultation zwi­

schen dem Arbeitgeber und der zuständigen Arbeitnehmervertretung statt. Darüber 

hinaus regelt Art. 2 Abs. 2 der Richtlinie den Inhalt der Konsultation. Die Einschaltung 

eines neutralen Dritten schreibt die Richtlinie weder ausdrücklich noch durch einen 

Verweis auf innerstaatliche Rechtsvorschriften oder Praktiken vor, wie er beschränkt 

auf die Heranziehung von Sachverständigen in Art. 2 Abs. 2 Unterabs. 2 der Richtlinie 

enthalten ist.

c) Ob die Beklagte der Konsultationspflicht nach Art. 2 Abs. 2 EG- 

MassenentlassungsRL genügt hat, konnte der Senat auch ohne Anrufung des EuGH 

feststellen. Allerdings ist das Bundesarbeitsgericht als letztinstanzliches Gericht nach 

Art. 234 Abs. 1 b, Abs. 3 EG verpflichtet, den EuGH anzurufen, soweit in einem an­

hängigen Verfahren über die Auslegung von Gemeinschaftsrecht zu befinden ist. Von 

einer Anrufung kann es nur absehen, soweit der EuGH über die Auslegungsfrage be­

reits entschieden hat, oder wenn die zutreffende Anwendung des Gemeinschaftsrechts 

derart offenkundig ist, daß für ernsthafte Zweifel kein Raum besteht (EuGH 6. Oktober 

1982 - RS 283/81 C .I.LF.I.T. - Slg. 1982 S 3415, 3430 ff.; BAG 27. Juni 2000 - 1 ABR 

32/99 (A) - BAGE 95, 150; 2. April 1994 - 1 ABR 47/95 - BAGE 82, 349). Diese Vor­

aussetzung liegt hier vor. Aus Art. 2 Abs. 2 EG-MassenentlassungsRL geht eindeutig 

hervor, daß für die Erfüllung der Konsultationspflicht bei Massenentlassungen gemein­

schaftsweit nicht die Anrufung eines unparteiischen Dritten gefordert ist, um mit dem 

Betriebsrat als nationalem Arbeitnehmervertreter zu einer Einigung über die geplante 

Massenentlassung zu gelangen.

Wißmann Schmidt Kreft

Rath Büßenschütt

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

